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Beschluss 

 

In dem Beschwerdeverfahren 

betr. Wertfestsetzung  

pp. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

hat die 3. Kammer des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein am 11.09.2014 

durch die Vizepräsidentin des Landesarbeitsgerichts … als Vorsitzende beschlossen: 
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Auf die Beschwerde der Beschwerdeführer wird der den Wert des Streit-
gegenstands einschließlich des Vergleichsmehrwerts festsetzende Be-
schluss des Arbeitsgerichts Lübeck vom 08.07.2014 – Az.6 Ca 706/14 – 
teilweise abgeändert: 

 
Der Mehrwert des Vergleichs wird auf 3.037,50 Euro festgesetzt. 
 
Im Übrigen wird die Beschwerde zurückgewiesen. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Gegen diesen Beschluss ist ein Rechtsmittel nicht gegeben. 

 

 

Gründe 

 

I. 

Die Beschwerdeführer (die Beklagte und ihre Prozessbevollmächtigten) wenden sich 

mit ihrer Beschwerde gegen die Wertfestsetzung des Arbeitsgerichts, konkret gegen 

die nicht werterhöhende Berücksichtigung der Verlängerung des Arbeitsverhältnisses 

in Ziffer 1 und der Zeugnisregelung in Ziffer 4 des Vergleiches vom 24.06.2014. 

 

Die Klägerin war seit dem 01.07.1993 bei der Beklagten bzw. deren Rechtsvorgänge-

rin beschäftigt. Ihre Vergütung belief sich zuletzt auf 4.050,00 Euro brutto monatlich. 

Sie erhielt am 26.02.2014 die fristgemäße Kündigung zum 30.09.2014 und erhob am 

11.03.2014 Kündigungsschutzklage. Mit Datum vom 24.06.2014 schlossen die Par-

teien einen Vergleich gem. § 278 Abs. 6 ZPO, der – soweit hier von Bedeutung -  

folgenden Inhalt hatte: 

 

1. Das Arbeitsverhältnis der Parteien endet aufgrund Kündigung der Beklagten vom 
26.02.2014 aus betriebsbedingten Gründen mit Wirkung zum 30. November 
2014. 

2. Die Klägerin wird ab dem 01. November 2014 von der Erbringung der Arbeitsleis-
tung bei Fortzahlung der Bezüge …..freigestellt. 

3. Für den Verlust des Arbeitsplatzes zahlt die Beklagte an die Klägerin eine Abfin-
dung …. 
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4. Der Klägerin wird ein Arbeitszeugnis erteilt mit der Benotung der Leistungen mit 
„sehr gut“. 

 

Im Zuge des Wertfestsetzungsverfahrens beantragten die Beschwerdeführer, den 

Mehrwert des Vergleiches auf 12.150,00 Euro festzusetzen. Sie veranschlagten für 

die in Ziffer 1 des Vergleiches geregelte Verlängerung des Arbeitsverhältnisses um 2 

Monate zwei Bruttomonatsgehälter und für das in Ziffer 4. geregelte Zeugnis ein Brut-

tomonatsgehalt von 4.050,00 Euro. Für die in Ziffer 2 geregelte Freistellung brachten 

sie nichts in Ansatz. Zur vom Gericht im Anhörungsverfahren gestellten Frage, ob 

das Zeugnis im Streit war, äußerten sich beide Prozessbevollmächtigten nicht. 

 

Mit Beschluss vom 08.07.2014 (Bl. 87 d. A.) setzte das Arbeitsgericht nach Anhörung 

der Parteien den für die Berechnung der Rechtsanwaltsgebühren maßgebenden 

Mehrwert des Vergleiches im Hinblick auf Ziffer 2 des Vergleiches auf Euro 1.012,50 

Euro (1/4 Gehalt) fest. Eine weitergehende Streitwerterhöhung lehnte es ab, da eine 

„Verlängerung“ des Arbeitsverhältnisses bereits im Kündigungsschutzantrag enthal-

ten und über das Zeugnis nicht gestritten worden sei. Gegen den ihnen am 

14.07.2014 zugestellten Beschluss haben die Beschwerdeführer am 22.07.2014 Be-

schwerde eingelegt und beantragt, den Mehrwert des Vergleiches einschließlich der 

Freistellung auf insgesamt 13.162,50 Euro festzusetzen.  

 

Das Arbeitsgericht hat der Beschwerde mit Beschluss vom 11.08.2014 nicht abgehol-

fen und sie dem Landesarbeitsgericht zur Entscheidung vorgelegt. 

 

II. 

 

Die dem Beschwerdewert nach statthafte Beschwerde ist form- und fristgerecht ein-

gelegt worden und damit nach § 33 RVG zulässig. Beschwerdeführer sind die Klä-

gervertreter aus eigenem Recht. 

 

Die Beschwerde ist nur teilweise begründet. Der Mehrwert des Vergleiches ist mit 

insgesamt 3.037,50 Euro zu bewerten, nämlich – wie geschehen - mit 1.012,50 Euro 

für die Freistellung und mit weiteren 2.025,00 Euro für das titulierte und die Note re-
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gelnde Zeugnis. Die Verlängerung des Arbeitsverhältnisses um zwei Monate in Ziffer 

1 des Vergleiches hat keinen zusätzlichen Mehrwert. 

 

1. Der Vergleichswert muss die in Ziffer 2 vereinbarte Freistellung berücksichtigen. 

Das Arbeitsgericht hat diesen korrekt und von den Beschwerdeführern nicht beans-

tandet mit 25 % der auf den Freistellungszeitraum entfallenden Vergütung bewertet 

(siehe u.a. Beschlüsse des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein vom 

11.12.2013 – 3 Ta 197/13; vom 18.06.2007 – 2 Ta 180/07; vom 25.6.2004 - 1 Ta 

149/03 -, 5.7.2005 - 2 Ta 109/05 -, 7.7.2005 - 2 Ta 154/05). Es ergibt sich der Betrag 

von 1.012,50 Euro. 

 

2. Auch das in Ziffer 4 titulierte Zeugnis mit der dort geregelten Leistungsbewertung 

„sehr gut“ hat einen eigenständigen werterhöhenden Streitwert. Das hat das Arbeits-

gericht unzutreffend verneint. Allerdings kommt insoweit nur ein Mehrwert von einem 

halben Bruttomonatsgehalt, also ein Betrag von 2.025,00 Euro, in Betracht. 

 

a) Regelungsgegenstand der Ziffer 4 des Vergleiches ist zunächst die Erteilung eines 

Zeugnisses. Dieses Titulierungsinteresse ist nach der Rechtsprechung des Bundes-

arbeitsgerichts (vgl. u.a. BAG vom 20.2.2001 – 9 AZR 44/00) und der ständigen 

Rechtsprechung der Landesarbeitsgerichte eigenständig zu bewerten. Das hat das 

Arbeitsgericht übersehen. Die von den Beschwerdeführern begehrte Festsetzung 

dieses Titulierungsinteresses mit einem Bruttomonatsgehalt ist jedoch überhöht.  

 

b) Nach ständiger Rechtsprechung des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein 

kommt die Festsetzung eines Bruttomonatsgehalts für einen Zeugnisstreit regelmä-

ßig nur dann in Betracht, wenn die Parteien qualifiziert über den Inhalt des Zeugnis-

ses streiten. Das bloße Titulierungsinteresse eines Klägers – wie hier – ist deutlich 

geringer zu bewerten. Hat die Frage des Zeugnisinhalts keine oder nur eine ganz 

untergeordnete Rolle gespielt, ist dieses bei der Wertfestsetzung für ein Zeugniser-

teilungsbegehren im Rahmen des § 3 ZPO zu berücksichtigen. Steht hinter dem Ant-

rag vorrangig lediglich ein Titulierungsinteresse, ist nach der Rechtsprechung des 

Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein die Bewertung dieses Streitgegenstandes 
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mit 200,-- bis 300,-- EUR vorzunehmen (vgl. nur LAG Schleswig-Holstein vom 

20.01.2009, Az. 1 Ta 197/08; vom 15.02.2005, 1 Ta 71/05; vom 10.12.2007, Az. 2 Ta 

242/07; LAG Schleswig-Holstein 3 Ta 97/11, 3 Ta 112/11, 3 Ta 132/11 und vom 

12.5.2010 - 3 Ta 88/10). Wird eine Führungs- und Leistungsbeurteilung oder eine 

bestimmte Note festgelegt, über den weiteren Zeugnisinhalt aber nicht gestritten und 

dieser auch nicht geregelt, ist die Festsetzung eines Betrages von ca. einem halben 

Bruttomonatsgehalt ausreichend und angemessen (vgl. nur LAG Schleswig - Hols-

tein vom 12.05.2010, 3 Ta 88/10; 4.06.2009, 6 Ta 106/09). So liegt es hier. Vor die-

sem Hintergrund kommt hier nur eine Berücksichtigung der Ziffer 4 bei der Ermittlung 

des Mehrwerts des Vergleiches mit 2.025,00 Euro in Betracht.  

 

3. Zutreffend hat das Arbeitsgericht hingegen die Verlängerung der Kündigungsfrist 

um zwei Monate in Ziffer 1 des Vergleiches als nicht werterhöhend angesehen. Unter 

Berücksichtigung des sozialen Zwecks des § 42 Abs. 3 Satz 1 GKG, Bestands-

schutzstreitigkeiten für den Arbeitnehmer kostenmäßig besonders günstig zu gestal-

ten, muss es bei dem Vierteljahreswert als Streitwert für den Vergleich bleiben, 

gleichgültig ob eine Beendigung zu den vom Arbeitgeber mit der Kündigung beab-

sichtigten Termin vereinbart wird, ob zur Erledigung des Kündigungsrechtsstreits ei-

ne unbefristete Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses geregelt wird, ob die Beendi-

gung zu einem späteren als dem vom Arbeitgeber intendierten Termin vereinbart 

wird oder gar zu einem früheren Termin - gegebenenfalls mit einer entsprechenden 

Erhöhung der Abfindung (so auch LAG Köln vom 06.01.2014 – 11 Ta 344/13 – zitiert 

nach Juris, Rz. 9, LAG Köln vom 28.02.2011 - 10 Ta 22/11 - m.w.N.). Für die Frage 

der Bemessung des Gebührenstreitwerts ist es auch irrelevant, welche Leistungen 

sich die Parteien im Wege des gegenseitigen Nachgebens im Rahmen eines Ver-

gleiches versprechen. Entscheidend ist, welche Streitgegenstände durch den Ver-

gleich bereinigt werden (LAG Köln vom 06.01.2014, a.a.O., LAG Köln vom 

07.05.2013 - 7 Ta 36/13 - m.w.N.). 

 

4. Insgesamt ergibt sich daher hier ein festzusetzender Mehrwert des Vergleiches 

von 3.037,50 Euro. Insoweit war der angefochtene Beschluss teilweise abzuändern.  
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Die weitergehende Beschwerde ist unbegründet. 

 

5. Gegen diesen Beschluss ist ein Rechtsmittel nicht gegeben. 

 

gez. … 

 

 


